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§ 1: Einführung 

A. Ausgangspunkt der Themenstellung 

Unmit te lbar nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges setzte eine Diskussion 
über mögliche Formen der Neugestal tung von Großunte rnehmen ein. Sie wurde 
vor allem durch Anordnungen der Besatzungsmächte ausgelöst, deren Ziel die 
Auflösung best immter großer Konzerne war1 , ferner durch politische und verfas-
sungsrechtliche Entscheidungen in einigen Bundesländern. Offenbar angeregt 
durch das eindrucksvolle Beispiel der Carl-Zeiss-Stiftung, die übrigens zur glei-
chen Zeit in der damaligen sowjetischen Besatzungszone enteignet wurde2 , 
wandte die Rechtswissenschaft sich u. a. auch der Stif tungsform als einer Mögl ich-
keit einer neuen Unternehmensorganisat ion zu3. In den folgenden Jahren kam es 
verschiedentlich zur Entstehung von St if tungsunternehmen und auch das wissen-
schaftliche Interesse an diesem Gegenstand n a h m weiter zu. Es schloß sich n u n -
mehr eine Phase der institutionellen Befassung mit den Problemen der unterneh-
mensverbundenen Stiftungen an: Der 44. Deutsche Juristentag 1962 befaßte sich 
auf der Grundlage der Gutachten von B A L L E R S T E D T und S A L Z W E D E L und des 
Referats von M E S T M Ä C K E R in seinen Verhandlungen zum Stiftungsrecht vor 
allem auch mit diesem Aspekt. Angesichts der kontroversen Diskussion zur Frage 
der Zulässigkeit von Unternehmensst i f tungen und damit zusammenhängenden 
sonstigen stiftungsrechtlichen Problemen setzte man eine besondere Studienkom-
mission ein. Diese legte die Ergebnisse ihrer Arbeit im Jahre 1968 vor. Ihr Bericht 
vermeldet „lebhafte Auseinandersetzungen" und das Mißlingen des Versuchs, sich 
über die Grundfrage der Zulässigkeit zu einigen4. Immerhin war man der Ansicht, 
daß für den Fall ihrer Zulassung de lege ferenda Probleme der Kontrolle, der 

1 Vgl. etwa Gesetz Nr. 9 vom 30. 11. 1945, ABl. Kontrollrat Nr. 2 vom 30. 11. 1945, 34; 
Gesetz Nr. 57 vom 30. 8. 1947, ABl. Kontrollrat Nr. 17 vom 31. 10. 1947, 289. 

2 Enteignung vom 1. Juni 1948 gestützt auf den SMA-Befehl Nr. 64 vom 17. April 1948, 
U r k u n d e a b g e d r u c k t b e i WALTER DAVID 1 0 9 . 

3 ALFRED WEBER 8 f . ; STRICKRODT, D i e S t i f t u n g 6 1 f . ; ADOLF ARNDT, R e c h t s f o r m e n d e r 

Sozialisierung: D R Z 1947,37 (39); DUDEN, Zur Verwendbarkeit der Stiftungsform für vergesell-
schaftete Betriebe: BB 1947, 142; SAENGER, Worte und Begriffe in der Gesetzgebung und 
Erörterung über die Neuordnung der Grundstoffindustrien: ZfBergR 1949, II, 444; REINHARDT, 
Die gesellschaftsrechtlichen Fragen der Gestaltung der Unternehmensformen, in: Verhandlungen 
39. DJT (1952) B 5 (B 12f.). 

4 Vorschläge 43. 



2 § 1: Einführung 

Rechnungslegung und -prüfung sowie der Publizität durch besondere gesetzliche 
Vorschriften gelöst werden müßten. 

Entgegen der anläßlich der Juristentagsberatungen immerhin erkennbaren 
Grundtendenz, die Reformbedürftigkeit des Stiftungsrechts im allgemeinen zu 
bejahen5, verneint sie der Bericht der interministeriellen Arbeitsgruppe „Stif-
tungsrecht" aus dem Jahre 19766. Die Unternehmensstiftung wurde von diesem 
Gremium für zulässig gehalten, wobei man allerdings die Frage ihrer näheren 
gesetzlichen Ausgestaltung an die Unternehmensrechtskommission der Bundesre-
gierung weiterverwies. — Auch die Unternehmensrechtskommission der Bundes-
regierung blieb in der Beantwortung der Zulässigkeitsfrage gespalten: Ein Teil 
verneinte sie; vornehmlich wegen mangelnden Bedarfs an dieser Organisations-
form neben den anderen Unternehmensformen aber auch wegen der Befürch-
tung, man könnte sich der Stiftungsform bedienen, um etwa der Mitbestim-
mungsregelung auszuweichen7. Ein anderer Teil der Kommission war demgegen-
über der Auffassung, man solle die Stiftung auch künftig als mittelbaren und 
unmittelbaren Unternehmensträger zulassen8. Auch in der Frage, ob sich beson-
dere Regelungen für Unternehmensträgerstiftungen hinsichtlich Entstehung, Or-
ganisation, Publizität und Mitbestimmung empfehlen, blieben die Meinungen 
geteilt9. 

Trotz großer monographischer Untersuchungen wichtiger Aspekte, wie dem 
der Grenzen der „Perpetuierung" von Unternehmen10, sind die bereits 1962 
erkennbaren Standpunkte nach wie vor unverändert. Heute ist — freilich nur im 
Inland — eine relative Windstille in der literarischen Auseinandersetzung und 
gleichzeitig ein steigendes praktisches Interesse an der Stiftung als Unternehmens-
form festzustellen11. Beides fällt zusammen mit einer breiten Erörterung der 
Grundprobleme eines „Neuen Unternehmensrechts". 

5 Verhandlungen 44. DJT II G 31 ff. und Anlage 3. 
6 Bericht der interministeriellen Arbeitsgruppe passim. 
7 Bericht über die Verhandlungen Tz. 933a, 934. 
8 Bericht über die Verhandlungen Tz. 933b, 934. 
9 Bericht über die Verhandlungen Tz. 935 ff. 
10 REUTER, Privatrechtliche Schranken der Perpetuierung von Unternehmen (1973); mit ent-

gegengesetzter Argumentation MICHALSKI, Gesellschaftsrechtliche Gestaltungsmöglichkeiten zur 
Perpetuierung von Unternehmen (1980); dazu REUTER, Die Bestandssicherung von Unterneh-
men - Ein Schlüssel zur Zukunft des Handelsgesellschaftsrechts; AcP 181 (1981) 1. 

11 Vgl. neuestens die Umwandlung der Spitze der Schickedanz-Gruppe in eine Stiftung, AG 
1982, R 116 und die Uberführung des größten europäischen Bürositzmöbelherstellers, der Sedus 
Christof Stoll GmbH & Co.KG in eine Stiftung, SZ 2. 5. 1985, 36. Vgl. ferner SCHEYHING, 
Stiftungsunternehmen als Grundlage einer neuen Konzeption der Beziehungen in Unternehmen 
und Betrieb: Betr. 1983, 1412. Zur ständig zunehmenden Bedeutung in der Schweiz mit unter-
schiedlichen Bewertungen und Rufen nach dem Gesetzgeber vgl. das Sonderheft von W u R 
1985, 3 ff. 


